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291 Bekanntmachung 
 
Die 4. Sitzung des Kreiswahlausschusses für die Kommunalwahl 2020 findet am 
 
  Mittwoch, dem 16.09.2020, um 16:00 Uhr 
 
in Minden, Portastraße 13, Sitzungssaal, statt. 
 
  T a g e s o r d n u n g 
 
1. Verpflichtung der Beisitzer*innen, die an den bisherigen Sitzungen nicht teilgenommen haben 
2. Feststellung des Ergebnisses der Wahl des Landrates/der Landrätin des Kreises Minden-Lübbecke  
 (§46 b i.V.m. § 34 Kommunalwahlgesetz, § 75 d  i.V.m. § 61 Kommunalwahlordnung) 
3.  Feststellung des Ergebnisses der Wahl der Vertretung des Kreises Minden-Lübbecke 
 (§ 34 Kommunalwahlgesetz i.V.m. § 61 Kommunalwahlordnung) 
4. Verkündung der Wahlergebnisse durch die Kreiswahlleiterin 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass zu der Sitzung jedermann Zutritt hat. 
 
Minden, den 2. September 2020 
  KREIS MINDEN-LÜBBECKE 
  Cornelia Schöder 
     Wahlleiterin 
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292 Bekanntmachung 
 
Neubildung des Jugendhilfeausschusses des Kreises Minden-Lübbecke 
hier: Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen von den im Bereich des Jugendamtes des Kreises Minden-Lübbecke  

wirkenden und anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe für die Wahl der Mitglieder des Jugendhilfeausschusses 
 
Der Jugendhilfeausschuss (JHA) muss sich nach der Kommunalwahl 2020, die am 13. September stattfinden wird, neu konstituieren. Die im 
Bereich des Kreises Minden-Lübbecke wirkenden und anerkannten Träger der freien Jugendhilfe werden auf ihr Vorschlagsrecht gem. § 71 
Abs. 1 Ziffer 2 Achtes Buch des Sozialgesetzbuches  – Kinder- und Jugendhilfe – (SGB VIII) in Verbindung mit dem Ausführungsgesetz zum 
Kinder- und Jugendhilfegesetz NRW (AG-KJHG NW) und § 4 der Satzung für das Jugendamt des Kreises Minden-Lübbecke hingewiesen. 
 
Nach der Satzung des Jugendamtes für den Kreis Minden-Lübbecke gehören dem Jugendhilfeausschuss 15 stimmberechtigte sowie weitere 
beratende Mitglieder an. Von den stimmberechtigten Mitgliedern müssen 6 von den im Bereich des Jugendamtes wirkenden und aner-
kannten Trägern der freien Jugendhilfe vorgeschlagen sein. 
 
Die freien Träger der Jugendhilfe haben daher mindestens 12 Frauen und Männer als stimmberechtigte Mitglieder sowie deren Stellvertre-
ter*innen vorzuschlagen. Ziel ist es, ein paritätisches Geschlechterverhältnis anzustreben. 
Aus diesen Vorschlägen wählt der Kreistag 6 stimmberechtigte Mitglieder sowie 6 persönliche Stellvertreter*innen für die Wahlzeit des 
Kreistages (2020-2025) aus. Bei der Ernennung sind die Vorschläge der Wohlfahrtsverbände und Jugendverbände entsprechend der Be-
deutung ihrer Arbeit für die Jugendhilfe im Bereich des Kreises angemessen zu berücksichtigen. 
Zum stimmberechtigten Mitglied des JHA kann nur gewählt werden, wer auch – aufgrund persönlicher Voraussetzungen - dem Kreistag 
angehören könnte. 
 
Ihre Vorschläge richten Sie bitte schriftlich bis spätestens zum 9. Oktober 2020 an den 
Kreis Minden-Lübbecke 
-Kreistagsbüro- 
Portastraße 13 
32423 Minden 
 
Minden, 10. September 2020 
  Der Landrat 
  Dr. Ralf Niermann 
 
 
 
293 Bekanntmachung 
 
Für das Gebiet der Stadt Petershagen ist folgendes Manöver angemeldet worden: 
 
Art der Übung:  „FTX Zebra Sword 2020"  
 
Übende Truppe:  Niederländische Streitkräfte 
 
Truppenstärke:  180 Soldaten 

 55 Radfahrzeuge 
 
Dauer des Manövers:  28.10.2020 – 13.11.2020 
      
Besondere Hinweise:  Kein Einsatz von Munition.  
 
Insbesondere die Jagdausübungsberechtigten werden darauf hingewiesen, dass das Manöver auch zur Nachtzeit stattfindet. 
 
32423 Minden, den 31.08.2020 
  KREIS MINDEN-LÜBBECKE 
  Der Landrat 
 
 
 
294 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung eines Bescheides des Jobcenters (proArbeit) 
 
Die Zustellung eines Bescheides des Jobcenters (proArbeit) wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom  
Erscheinungstag des Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
295 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Ordnungsverfügungen 
 
Die Zustellung von Ordnungsverfügungen wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
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296 Erscheinungstermine 
  des Amtlichen Kreisblattes 
 

Nr.  32 Redaktionsschluss 17.09.2020 Ausgabe 24.09.2020 
Nr.  33 Redaktionsschluss 24.09.2020 Ausgabe 01.10.2020 
Nr.  34 Redaktionsschluss 08.10.2020 Ausgabe 15.10.2020 
Nr.  35 Redaktionsschluss 29.10.2020 Ausgabe 05.11.2020 

 
 
 
297 Bekanntmachung 
 
Die 7. Sitzung des Wahlausschusses in der 10. Wahlperiode findet am 
 
  Dienstag, dem 15.09.2020, 18:00 Uhr, 
 
im Rathaus I, Ostkorso 8, Großer Sitzungssaal statt. 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1 Formalien 
 
2 Feststellung des Ergebnisses der Wahl des Bürgermeisters der Stadt Bad Oeynhausen 
 
3 Feststellung des Ergebnisses der Wahl der Vertretung der Stadt Bad Oeynhausen (§ 34 Kommunalwahlgesetz NRW i.V.m.  

§ 61 Kommunalwahlordnung NRW) 
 
4 Feststellung des Ergebnisses der Wahl des Integrationsrates der Stadt Bad Oeynhausen 
 
5 Verschiedenes 
 
 
Ich weise darauf hin, dass der Wahlausschuss gemäß § 6 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Beisitzer beschlussfähig ist. 
 
Bad Oeynhausen, den 07.09.2020 
  Busse 
  Erster Beigeordneter und Wahlleiter 
 
 
 
 
298 Bekanntmachung 
 
Wasserrechtliches Erlaubnisverfahren für die Fortsetzung der Einleitung von Salzabwässern der Kaliwerke Neuhof-Ellers 
und Werra der K+S Minerals and Agriculture GmbH im Zeitraum 01.01.2021 bis 31.12.2027 in die Werra 
 
Hier:Information über die Durchführung einer Online-Konsultation im laufenden Verwaltungsverfahren des Regierungspräsidiums Kassel 
gemäß § 18 Abs. 1 Satz 4 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. § 73 Abs. 6 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
und § 5 Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG). 
 
  I. 
 
Die K+S Minerals and Agriculture GmbH, Werk Werra, Hattorfer Straße, 36269 Philippsthal (Werra) und Werk Neuhof-Ellers, Am Kaliwerk 
6, 36119 Neuhof, hat beim Regierungspräsidium Kassel die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Einleitung von Salzabwasser aus 
der Gewinnung und Aufbereitung von Kalisalzen sowie der Aufhaldung von Salzabfällen in die Werra gem. §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 Nr. 4 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) für den Zeitraum 01.01.2021 bis 31.12.2027 beantragt.  
Vom 04.06.2020 bis einschließlich den 03.07.2020 lagen die Antragsunterlagen sowie weitere entscheidungserhebliche Berichte und Emp-
fehlungen zur Einsichtnahme der Öffentlichkeit in den betroffenen Kommunen aus. Die Einwendungsfrist für die Öffentlichkeit endete am 
03.08.2020. Die Anhörung wird nun durch eine Online-Konsultation nach § 5 Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) fortgesetzt. Diese On-
line-Konsultation ersetzt den Erörterungstermin, der aufgrund der mit der Corona-Pandemie verbundenen Einschränkungen entfällt. 
Im Rahmen der Online-Konsultation werden der Antragstellerin, den Kommunen, den Behörden, den Betroffenen und denjenigen, die 
Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, die sonst im Erörterungstermin zu behandelnden Informationen über ei-
ne Internetseite (Link unter: https://cristal.probcloud.de/) passwortgeschützt in pseudonymisierter Form zugänglich gemacht. Hierzu wur-
den durch das Regierungspräsidium Kassel alle fristgerecht eingegangenen Einwendungen und Stellungnahmen geprüft und in einer Sy-
nopse (thematischen Zusammenfassung) aufbereitet. Auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Kassel (https://rp-
kassel.hessen.de/umwelt-natur/kaliindustrie) findet sich eine Beschreibung der Modalitäten der Online-Konsultation sowie eine Weiterlei-
tung zu der genannten Internetseite.  
Die Behörden, die Vorhabenträgerin und diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, werden durch 
das Regierungspräsidium Kassel hinsichtlich der Modalitäten der Online-Konsultation individuell schriftlich benachrichtigt. Einwender, die 
eine Einwendung abgegeben haben, aber bis zum 14.09.2020 noch keine Benachrichtigung durch das Regierungspräsidium Kassel erhalten 
haben, können unter der E-Mail-Adresse: salzwassereinleitung@rpks.hessen.de oder schriftlich beim Regierungspräsidium Kassel unter der 
unten genannten Adresse den Zugang zur Online-Konsultation beantragen. 
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Die zur Teilnahme außerdem berechtigten sonstigen Betroffenen, deren Belange durch das Vorhaben berührt werden, die sich bislang je-
doch noch nicht im Verfahren geäußert haben, können bereits vor Beginn der Online-Konsultation, spätestens aber bis zum 15.10.2020, 
beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat Bergaufsicht, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld schriftlich oder per Mail unter der E-Mail-
Adresse: salzwassereinleitung@rpks.hessen.de, den Zugang zur Online-Konsultation beantragen.  
 
Die zur Teilnahme Berechtigten haben die Gelegenheit, sich die Synopse  
 
  von Donnerstag, den 01.10.2020 bis einschließlich Donnerstag, den 15.10.2020 
 
anzusehen und sich schriftlich beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat Bergaufsicht, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld oder elekt-
ronisch unter der E-Mail-Adresse: salzwassereinleitung@rpks.hessen.de bzw. über die elektronische Möglichkeit in der Online-
Konsultation bis zum Donnerstag, dem 15.10.2020 (bei schriftlichen Eingaben gilt der Eingang bei der Behörde) zu äußern.  
 
Es wird auf Folgendes hingewiesen: 
 

 Die Online-Konsultation ist nicht öffentlich. Die Teilnahme ist auf die Verfahrensbeteiligten, die Betroffenen sowie diejenigen be-
schränkt, die sich geäußert haben. 

 Die Teilnahme an der Online-Konsultation ist nicht verpflichtend. Bei Nichtteilnahme am Online-Konsultationsverfahren bleiben 
fristgerecht eingegangene Einwendungen und Stellungnahmen in vollem Umfang bestehen. Unabhängig von der Teilnahme wird 
das Regierungspräsidium Kassel die in den Stellungnahmen vorgebrachten Argumente sowie die in den Einwendungsschreiben 
vorgebrachten Einwendungen prüfen und über diese entscheiden.  

 Eine Wiederholung der bereits vorgebrachten Argumente in der Online-Konsultation ist nicht erforderlich. 
 Mit der Möglichkeit zur erneuten Äußerung im Rahmen der Online-Konsultation wird keine neue, zusätzliche Einwendungsmög-

lichkeit eröffnet, d.h. über die bereits vorgebrachten Argumente können keine neuen Sachargumente vorgebracht und im Ver-
fahren berücksichtigt werden. 

 Die Regelungen über die Online-Konsultation lassen den bereits eingetretenen Ausschluss von Einwendungen unberührt (§ 5 
Abs. 4 Satz 4 PlanSiG). Die Einwendungsfrist ist am 03.08.2020, 24:00 Uhr, abgelaufen. Alle erst danach eingegangenen Einwen-
dungen sind, soweit sie nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, verspätet und gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG im 
weiteren Erlaubnisverfahren ausgeschlossen. 

 Die Teilnahme an der Online-Konsultation ist auch durch einen Bevollmächtigten möglich. Hierzu ist eine entsprechende Voll-
macht auszustellen und dem Regierungspräsidium Kassel unter o. g. Adresse bis zum 15.10.2020, 10.00 Uhr, zuzuleiten. Auf Un-
terschriftslisten oder gleichlautenden Schreiben benannte Vertreter benötigen keine Vollmacht. Die Vollmacht ermächtigt zu al-
len das Verfahren betreffenden Verfahrenshandlungen, sofern sich aus ihrem Inhalt nicht etwas Anderes ergibt. 

 Mit dem Abschluss der Online-Konsultation ist das Anhörungsverfahren beendet. 
 Die durch Ihre Teilnahme an der Online-Konsultation entstehenden Kosten, auch die für einen Bevollmächtigten, werden nicht 

erstattet. 
 Im Rahmen dieses Verwaltungsverfahrens werden u.a. auch personenbezogene Daten im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung – 
DSGVO) zur Durchführung des Verfahrens automatisiert verarbeitet. 
Das Regierungspräsidium Kassel wird alle im Rahmen der Online-Konsultation eingehenden Äußerungen einschließlich der darin 
enthaltenen persönlichen Angaben der K+S Minerals and Agriculture GmbH als Antragstellerin zur Stellungnahme zuleiten.  
Soweit Name und Anschrift bei Weiterleitung der Einwendung an die K+S Minerals and Agriculture GmbH oder an die im Verfah-
ren beteiligten Behörden unkenntlich gemacht werden sollen, ist hierauf im Rahmen der Äußerung hinzuweisen. In diesem Fall 
sind die Gründe mitzuteilen, welche Nachteile durch die Weitergabe der Daten befürchtet werden. 

 Die Antragsunterlagen sowie die weiteren entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen können seit dem 20.04.2020 
auch über die Internetseite des Regierungspräsidiums Kassel abgerufen werden (https://rp-kassel.hessen.de/umwelt-
natur/kaliindustrie). Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegenen Unterlagen (§ 27a Abs. 1 S. 4 VwVfG). 

 
Diese Bekanntmachung wird in allen Kommunen, in welchen sich das Vorhaben voraussichtlich auswirkt, ortsüblich bekannt gemacht. Die 
Bekanntmachung erfolgt in den Anrainergemeinden und -städten von Werra und Weser von Vacha bis zur Mündung in die Nordsee. Zu-
sätzlich wird diese Bekanntmachung nach § 73 Abs. 6 Satz 4 und 5 VwVfG in örtlichen Tageszeitungen öffentlich bekannt gemacht, die in 
dem Bereich verbreitet sind, in dem sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird. Auf die Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Staatsanzeiger für das Land Hessen wird außerdem hingewiesen. 
 
Bad Oeynhausen, den 2. September 2020  
  gez. Achim Wilmsmeier 
  Bürgermeister 
 
 
 
299 Bekanntmachung 
  der Stadt Porta Westfalica  
  über die Widmung der Straße „Zum Südlichen See“ 
 
Aufgrund des Beschlusses des Rates der Stadt Porta Westfalica in der Sitzung vom 22.06.2020 wird die Straße „Zum Südlichen See“ (Ge-
markung Costedt, Flur 6, Flurstücke 32, 33 und 34) gemäß § 6 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen (StrWG NRW) in der zurzeit geltenden Fassung als Gemeindestraße ausschließlich für den öffentlichen Fuß- und Radver-
kehr gewidmet. 
 
Die Pläne, die die Straßenflächen ausweisen, können bei der Stadt Porta Westfalica, Abteilung Straße, Kempstraße 1, 32457 Porta West-
falica, während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 
 
Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach der öffentlichen Bekanntmachung Klage erhoben werden. 
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Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder in elektro-
nischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten 
im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548) einzureichen oder mündlich zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
 
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monatsfrist bei Gericht einge-
gangen ist.  
 
Porta Westfalica, 01.09.2020 
  Stadt Porta Westfalica 
  Bernd Hedtmann 
  Bürgermeister 
 
 
 
300  Bekanntmachung 
 
Wasserrechtliches Erlaubnisverfahren für die Fortsetzung der Einleitung von Salzabwässern der Kaliwerke Neuhof-Ellers 
und Werra der K+S Minerals and Agriculture GmbH im Zeitraum 01.01.2021 bis 31.12.2027 in die Werra 
 
Hier:Information über die Durchführung einer Online-Konsultation im laufenden Verwaltungsverfahren des Regierungspräsidiums Kassel 
gemäß § 18 Abs. 1 Satz 4 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. § 73 Abs. 6 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
und § 5 Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG). 
 
  I. 
 
Die K+S Minerals and Agriculture GmbH, Werk Werra, Hattorfer Straße, 36269 Philippsthal (Werra) und Werk Neuhof-Ellers, Am Kaliwerk 
6, 36119 Neuhof, hat beim Regierungspräsidium Kassel die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Einleitung von Salzabwasser aus 
der Gewinnung und Aufbereitung von Kalisalzen sowie der Aufhaldung von Salzabfällen in die Werra gem. §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 Nr. 4 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) für den Zeitraum 01.01.2021 bis 31.12.2027 beantragt.  
 
Vom 04.06.2020 bis einschließlich den 03.07.2020 lagen die Antragsunterlagen sowie weitere entscheidungserhebliche Berichte und Emp-
fehlungen zur Einsichtnahme der Öffentlichkeit in den betroffenen Kommunen aus. Die Einwendungsfrist für die Öffentlichkeit endete am 
03.08.2020. Die Anhörung wird nun durch eine Online-Konsultation nach § 5 Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) fortgesetzt. Diese On-
line-Konsultation ersetzt den Erörterungstermin, der aufgrund der mit der Corona-Pandemie verbundenen Einschränkungen entfällt. 
 
Im Rahmen der Online-Konsultation werden der Antragstellerin, den Kommunen, den Behörden, den Betroffenen und denjenigen, die 
Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, die sonst im Erörterungstermin zu behandelnden Informationen über ei-
ne Internetseite (Link unter: https://cristal.probcloud.de/) passwortgeschützt in pseudonymisierter Form zugänglich gemacht. Hierzu wur-
den durch das Regierungspräsidium Kassel alle fristgerecht eingegangenen Einwendungen und Stellungnahmen geprüft und in einer Sy-
nopse (thematischen Zusammenfassung) aufbereitet. Auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Kassel (https://rp-
kassel.hessen.de/umwelt-natur/kaliindustrie) findet sich eine Beschreibung der Modalitäten der Online-Konsultation sowie eine Weiterlei-
tung zu der genannten Internetseite.  
 
Die Behörden, die Vorhabenträgerin und diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, werden durch 
das Regierungspräsidium Kassel hinsichtlich der Modalitäten der Online-Konsultation individuell schriftlich benachrichtigt. Einwender, die 
eine Einwendung abgegeben haben, aber bis zum 14.09.2020 noch keine Benachrichtigung durch das Regierungspräsidium Kassel erhalten 
haben, können unter der E-Mail-Adresse: salzwassereinleitung@rpks.hessen.de oder schriftlich beim Regierungspräsidium Kassel unter der 
unten genannten Adresse den Zugang zur Online-Konsultation beantragen. 
 
Die zur Teilnahme außerdem berechtigten sonstigen Betroffenen, deren Belange durch das Vorhaben berührt werden, die sich bislang je-
doch noch nicht im Verfahren geäußert haben, können bereits vor Beginn der Online-Konsultation, spätestens aber bis zum 15.10.2020, 
beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat Bergaufsicht, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld schriftlich oder per Mail unter der E-Mail-
Adresse: salzwassereinleitung@rpks.hessen.de, den Zugang zur Online-Konsultation beantragen.  
 
Die zur Teilnahme Berechtigten haben die Gelegenheit, sich die Synopse 
 
  von Donnerstag, den 01.10.2020 bis einschließlich Donnerstag, den 15.10.2020 
 
anzusehen und sich schriftlich beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat Bergaufsicht, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld oder elekt-
ronisch unter der E-Mail-Adresse: salzwassereinleitung@rpks.hessen.de bzw. über die elektronische Möglichkeit in der Online-
Konsultation bis zum Donnerstag, dem 15.10.2020 (bei schriftlichen Eingaben gilt der Eingang bei der Behörde) zu äußern.  
 
Es wird auf Folgendes hingewiesen: 
 

 Die Online-Konsultation ist nicht öffentlich. Die Teilnahme ist auf die Verfahrensbeteiligten, die Betroffenen sowie diejenigen be-
schränkt, die sich geäußert haben. 

 Die Teilnahme an der Online-Konsultation ist nicht verpflichtend. Bei Nichtteilnahme am Online-Konsultationsverfahren bleiben 
fristgerecht eingegangene Einwendungen und Stellungnahmen in vollem Umfang bestehen. Unabhängig von der Teilnahme wird 
das Regierungspräsidium Kassel die in den Stellungnahmen vorgebrachten Argumente sowie die in den Einwendungsschreiben 
vorgebrachten Einwendungen prüfen und über diese entscheiden.  

 Eine Wiederholung der bereits vorgebrachten Argumente in der Online-Konsultation ist nicht erforderlich. 
 Mit der Möglichkeit zur erneuten Äußerung im Rahmen der Online-Konsultation wird keine neue, zusätzliche Einwendungsmög-

lichkeit eröffnet, d.h. über die bereits vorgebrachten Argumente können keine neuen Sachargumente vorgebracht und im Ver-
fahren berücksichtigt werden. 

 Die Regelungen über die Online-Konsultation lassen den bereits eingetretenen Ausschluss von Einwendungen unberührt (§ 5 
Abs. 4 Satz 4 PlanSiG). Die Einwendungsfrist ist am 03.08.2020, 24:00 Uhr, abgelaufen. Alle erst danach eingegangenen Einwen-
dungen sind, soweit sie nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, verspätet und gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG im 
weiteren Erlaubnisverfahren ausgeschlossen. 
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 Die Teilnahme an der Online-Konsultation ist auch durch einen Bevollmächtigten möglich. Hierzu ist eine entsprechende Voll-

macht auszustellen und dem Regierungspräsidium Kassel unter o. g. Adresse bis zum 15.10.2020, 10.00 Uhr, zuzuleiten. Auf Un-
terschriftslisten oder gleichlautenden Schreiben benannte Vertreter benötigen keine Vollmacht. Die Vollmacht ermächtigt zu al-
len das Verfahren betreffenden Verfahrenshandlungen, sofern sich aus ihrem Inhalt nicht etwas Anderes ergibt. 

 Mit dem Abschluss der Online-Konsultation ist das Anhörungsverfahren beendet. 
 Die durch Ihre Teilnahme an der Online-Konsultation entstehenden Kosten, auch die für einen Bevollmächtigten, werden nicht 

erstattet. 
 Im Rahmen dieses Verwaltungsverfahrens werden u.a. auch personenbezogene Daten im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung – 
DSGVO) zur Durchführung des Verfahrens automatisiert verarbeitet. 
Das Regierungspräsidium Kassel wird alle im Rahmen der Online-Konsultation eingehenden Äußerungen einschließlich der darin 
enthaltenen persönlichen Angaben der K+S Minerals and Agriculture GmbH als Antragstellerin zur Stellungnahme zuleiten.  
Soweit Name und Anschrift bei Weiterleitung der Einwendung an die K+S Minerals and Agriculture GmbH oder an die im Verfah-
ren beteiligten Behörden unkenntlich gemacht werden sollen, ist hierauf im Rahmen der Äußerung hinzuweisen. In diesem Fall 
sind die Gründe mitzuteilen, welche Nachteile durch die Weitergabe der Daten befürchtet werden. 

 Die Antragsunterlagen sowie die weiteren entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen können seit dem 20.04.2020 
auch über die Internetseite des Regierungspräsidiums Kassel abgerufen werden (https://rp-kassel.hessen.de/umwelt-
natur/kaliindustrie). Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegenen Unterlagen (§ 27a Abs. 1 S. 4 VwVfG). 

 
Diese Bekanntmachung wird in allen Kommunen, in welchen sich das Vorhaben voraussichtlich auswirkt, ortsüblich bekannt gemacht. Die 
Bekanntmachung erfolgt in den Anrainergemeinden und -städten von Werra und Weser von Vacha bis zur Mündung in die Nordsee. Zu-
sätzlich wird diese Bekanntmachung nach § 73 Abs. 6 Satz 4 und 5 VwVfG in örtlichen Tageszeitungen öffentlich bekannt gemacht, die in 
dem Bereich verbreitet sind, in dem sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird. Auf die Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Staatsanzeiger für das Land Hessen wird außerdem hingewiesen. 
 
Porta Westfalica, den 31.08.2020 
  Der Bürgermeister 
  Bernd Hedtmann 
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